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Austria 2016 

Deklaration der Österreichischen 

Sozialpartner 

Sechzig Jahre Sozialpartnerschaft 
in Österreich haben einen entschei­
denden Beitrag zur Erfolgsgeschich­
te unseres Landes geleistet. Sechzig 
Jahre partnerschaftl iehe Zusammen­
arbeit haben Österreich zu einem der 
wohlhabendsten und stabilsten Länder 
der Welt gemacht. 

EU-Erweiterung und Globalisierung, 
neue Technologien und Kommuni­
kationsmethoden stellen völlig neue 
Anforderungen an die Gesellschaft. 
Einerseits entstehen neue Chancen, 
andererseits auch Verunsicherungen 
durch verstärkte Anpassungsnot­
wendigkeiten. Betroffene Menschen 
bei den damit verbundenen Verän­
derungen zu begleiten, Risiken best­
möglich zu beseitigen und die großen 
Chancen zu nützen, das sind die wich­
tigsten Aufgaben der Sozialpartner in 
den kommenden zehn Jahren. 

Österreich kann keinen Kostenwett­
bewerb gewinnen. Unsere Stärken 
sind vielmehr unsere Begabungen, 
Kreativität und Innovationen. Dazu 
kommen soziale Sicherheit, sozialer 
Frieden,  gute Infrastruktur, gute Ausbil­
dung, hohe Produktivität und Stabilität. 
Der Zukunftserfolg Österreichs hängt 
daher von der bestmöglichen Nutzung 
und Förderung dieses Potenzials ab. 
Das bestmöglich einzusetzen und al­
len Beteil igten dabei neue Chancen 
zu eröffnen und in einer Welt voller 
Unsicherheiten Zuversicht, Mut und 
Optimismus zu vermitteln, ist Aufgabe 
der Österreichischen Sozialpartner im 
kommenden Jahrzehnt. 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Die Sozialpartner stehen für eine 
umfassende Mitgestaltung der Wirt­
schafts- und Gesellschaftspolitik durch 
faire Zusammenarbeit und Partner­
schaft mit allen verantwortlichen Ent­
scheidungsträgern.  Sie sehen sich als 
Mitgestalter der Zukunft und werden 
ihre Expertise, Praxisorientiertheil und 
Handlungskompetenz in so wichtigen 
Bereichen wie der Aus- und Weiterbil­
dung, der Wirtschaftspolitik, dem Ar­
beitsmarkt und der sozialen Sicherheit 
verstärken. 

Die Sozialpartner nehmen ihre Ver­
antwortung besonders auch gegen­
über jenen Menschen wahr, die vom 
Wandlungsprozess und dessen Tempo 
betroffen sind. Neben der Förderung 
des Wachstums und der nachhaltigen 
Wettbewerbsfähigkeit der heimischen 
Wirtschaft haben daher Solidarität und 
Sicherung des sozialen Zusammen­
halts hohe Priorität. 

Darüber h inaus soll die Sozialpart­
nerschaft auf allen Ebenen, insbe­
sondere in den Betrieben und auf 
regionaler Ebene, aber auch auf eu­
ropäischer und internationaler Ebene 
eine Vernetzung der Handlungsebe­
nen und damit nachhaltige Entwicklun­
gen ermöglichen. 

Ziel 

Zentrales Ziel der Österreichischen 
Sozialpartner ist die Absicherung und 
weitere Steigerung des Wohlstandes 
für alle Bevölkerungsschichten durch 
eine Stärkung des Wirtschaftsstand­
ortes Österreich . Durch eine nach­
haltige Wachstumspolitik soll Vol lbe­
schäftigung bis zum Jahr 201 6  erreicht 
werden. 

Maßnahmen 

• Österreich hat ein gutes Aus- und 
Weiterbi ldungssystem. Dieses soll 
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weiterentwickelt werden im Sinne 
überschaubarer Zusammenhänge und 
Übergänge, in  welchem erworbene Fä­
h igkeiten und Kenntnisse durchgängig 
berücksichtigt und anerkannt werden. 
Es gi lt ,  die Ausbildungswege insbeson­
dere zwischen den höheren Schulen 
und der Berufsausbildung miteinander 
zu vernetzen und zusätzlich mit einem 
systematischen lebensbegleitenden 
Lernen zu verbinden. Egal von wo man 
startet, sollen allen alle Bildungswege 
offen stehen, kombinierbar sein und 
sozialen Selektionen entgegenwirken. 
Jeder Teil des Bildungssystems hat 
Qual itätsstandards zu erfüllen. Be­
gabte sind besonders zu fördern , we­
niger Begabte bestmöglich zu unter­
stützen.  Mehr Chancengleichheit soll 
durch verstärkte Förderung sowie Of­
fenheit für spätere Ausbildungswegs­
entscheidung und ein Angebot ganztä­
giger Schulen erreicht werden. 
• Ein kontinuierlich starkes Wirt­
schaftswachstum durch eine wachs­
tumsorientierte Wirtschaftspolitik und 
eine verstärkte aktive Arbeitsmarktpo­
litik soll zusätzliche Beschäftigungs­
möglichkeiten eröffnen. Die Sicherung 
benötigter Qualifikationen ,  auch durch 
ständige betriebliche und überbetrieb­
liche Bildungsmaßnahmen, ist vorran­
giges Ziel. 
• Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht 
sind angesichts veränderter Arbeitsor­
ganisation und daraus resultierender 
veränderter Arbeitsverhältnisse zu 
überarbeiten.  Ziel ist eine Kodifizierung 
des individuellen Arbeitsrechts zur Be­
seitigung der derzeitigen Rechtszer­
spl itterung. 
• Die Veränderungen in der Demogra­
phie sind für die Sozialpartner eine 
besondere Herausforderung. ln  der 
Jugend liegt die Zukunft jeder Gesell­
schaft. Ihre volle Integration in qualita­
tiv hochwertige Beschäftigung ist Vo-
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raussetzung für gerechte Einkommen 
der Jungen und deren umfassende 
Teilhabe am gesellschaftl ichen Leben. 
Die Chancengleichheit der Frauen ist 
durch verbesserte Erwerbsbeteil igung 
und Einkommensperspektiven sowie 
die dazugehörige Entwicklung der Rol­
lenbilder voranzutreiben. Ältere Arbeit­
nehmer in Beschäftigung zu halten ist 
ebenso ein Aktivitätsfeld wie ein zwi­
schen den Generationen faires Pensi­
onssystem und die Sicherstellung von 
Pflege und Betreuung im Alter. 
• Im Bereich Technologie und Wis­
senschaft muss Österreich verstärkt 
auf Schwerpunkte setzen und sich 
auf den anwendungsorientierten Be­
reich konzentrieren. Technolog ie- und 
Infrastrukturentwicklung sowie deren 
Umsetzung werden die Sozialpartner 
begleiten. Darüber h inaus müssen 
dringend Maßnahmen gesetzt werden, 
um den Anteil der Studierenden in den 
technisch-naturwissenschaftl ichen Fä­
chern zu steigern. 
• Kernstück der Sozialpartnerschaft 
war und ist eine funktionierende Lohn­
politik auf der Grundlage von Bran­
chenkollektivverträgen. Im Rahmen 
der Kollektivvertragsautonomie sollen 
aber künftig innovative Weiterentwick­
lungen, auch unter Berücksichtigung 
der betrieblichen Ebene z. B. in den 
Bereichen Entlohnung , Bildung oder 
Arbeitszeit, erfolgen. 
• Die Sozialpartner bekennen sich in 
der Frage der Ladenöffnungszeiten zu 
einem arbeitsfreien Sonntag. Begrün­
dete Ausnahmen sollen unter Einbin­
dung der regionalen Sozialpartner län­
derweise zulässig sein .  
• Die Lebensqualität der Menschen 
hängt von einer ausreichenden regio­
nalen Versorgung mit privaten und öf­
fentlichen Gütern und Dienstleistungen 
insbesondere für den täglichen Bedarf 
ab. Einer Stärkung der Nahversorgung 
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und der darin involvierten kleinen und 
mittleren Unternehmungen sowie regi­
onalen Entwicklungskonzepten kommt 
dabei hohe Bedeutung zu. Die Koope­
ration zwischen Wirtschaft und Land­
wirtschaft wird wesentlich verstärkt. 
• Die Sicherung unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen mit einer nachhal­
tigen Strategie bedarf einer gesunden 
Landwirtschaft. Ihre Chancen liegen in 
einer qual itativ höchstwertigen Nah­
rungsmittelproduktion, welche auch 
verstärkt international zu vermarkten 
ist. Die Land- und Forstwirtschaft wird 
in Zukunft einen großen Beitrag in der 
Bereitstellung von nachwachsenden 
Rohstoffen und Bioenergie leisten. 
Der ländliche Raum in Österreich ist 
ein attraktiver Standort für Tourismus 
und Erholung und bietet gute Erwerbs­
möglichkeiten in der Zusammenarbeit 
von Wirtschaft und Landwirtschaft. 
• ln den kommenden zehn Jahren ste­
hen zehntausende Betriebe zur Be­
triebsnachfolge an.  Hunderttausende 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind 
davon betroffen. Betriebsnachfolge 
und Betriebsgründung wird daher von 
Seiten der Sozialpartner ein erhöhter 
Stellenwert in der Begleitung zuge­
messen. 
• Die Sicherung weltbester Gesund­
heits- und Sozialstandards ist gemein­
sames Ziel. Die Organisation soll wei­
terhin durch Selbstverwaltung und die 
Finanzierung solidarisch erfolgen. 
• Die Sozialpartner werden auf euro­
päischer Ebene ihre Zusammenarbeit 
verstärken. Wenn Europa eine Her­
zensangelegenheit für seine Bürger 
sein wil l ,  muss es nicht nur ein Europa 
der Märkte, sondern auch ein Europa 
der Menschen sein .  
• Ein wesentlicher Teil unseres Wohl­
standes wird außerhalb der Grenzen 
Österreichs verdient. Die Sicherung 
und der Ausbau der internationalen 
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Wettbewerbsfähigkeit sowie die Be­
gleitung unserer Betriebe auf nicht­
österreichische Märkte sind daher 
wesentliche Sozialpartner-Aktivitäten .  
• Globalisierung soll nicht nu r  globa­
len Wettbewerb, sondern auch globale 
Solidarität ermöglichen. Eine globale 
Sozialpartnerschaft, die ein globales 
Ethos im Sinne einer gemeinsamen 
sozialen Verantwortung mitentwickelt, 
auf gerechten Handel setzt, einen glo­
balen Marshall-Plan unterstützt und 
die Sozialpartnerorganisation IAO ( In­
ternationale Arbeitsorganisation) ein­
bezieht, soll angestrebt werden und 
besondere Österreichische Entwick­
lungsimpulse erhalten. 

Instrumente 

Die Sozialpartner sind bereit, ihren 
Beitrag zu einer Strategie der Vollbe­
schäftigung durch Wirtschaftswachs­
tum zu leisten. Eine der Grundlagen 
für diese Strategie wird das vom WIFO 
im Herbst 2006 vorzulegende "Weiß­
buch" sein ,  das die Sozialpartner als 
Kompass für ihre Arbeit heranziehen. 

Danach wird es periodische Evalu­
ierungen geben, mit denen das WIFO 
oder der Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen beauftragt werden. 

ln den Bereichen, in denen die So­
zialpartner im Rahmen der sozialen 
Selbstverwaltung tätig sind, bekennen 
sie sich zu einem partnerschaftliehen 
Konsens bei allen Entscheidungen. 
Sollten Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
dies in einzelnen Fällen nicht bewerk­
stelligen können, werden die jeweils 
zuständigen Sozialpartnerspitzen als 
Mediatoren tätig. 

Mindestens zweimal im Jahr tagt die 
Präsidentenrunde, die jeweils strate­
gische Entscheidungen vornehmen 
wird. Mindestens viermal im Jahr tagt 
die Generalsekretärerunde, um ope-
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rative Entscheidungen zu treffen .  Eine 
enge Kooperation der Sozialpartner­
büros auf nationaler und internationa­
ler - insbesondere auch europäischer 
- Ebene wird vereinbart. 

Der Beirat für Wirtschafts- und Sozi­
alfragen soll sich um Spezialfragen an­
nehmen und Lösungen zur Umsetzung 
durch Expertisen erstel len. 
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Zu Wiederherstellung einer regelmä­
ßigen Gesprächsplattform der Sozial­
partner mit der Bundesregierung soll 
im Sinne der früheren Rolle der Paritä­
tischen Kommission mindestens zwei 
Mal im Jahr ein Wirtschafts-, bildungs­
und sozialpolitischer Dialog zwischen 
Sozialpartnern und Bundesregierung 
stattfinden. 

Bad lschl im September 2006 
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